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8 . Tarif für die Beiträge der Anwohner zu den Kosten der Straßen .
Die Bürgerschaft genehmigt den von der Baudeputation , Abtheilung Straßen¬

bau , in ihrem Bericht vom 3 . November beantragten Tarif , sowohl für die Beiträge
der Anwohner zu den Kosten der Neulegung oder Umlegung , als auch für die Ersatz -

pflicht der Anwohner für die Kosten der Reparatur .

9 . Expropriation beim Neustadtsbähnhof und Fahrbahn bei der

Eisenbahnbrücke .
Indem die Bürgerschaft eine Umwandlung des südlichen Eisenbahngleises der

Brücke in eine Fahrbahn nicht als zweckmäßig anerkennen kann , genehmigt sie, daß
die in dem Antrage der Deputation näher bezeichneten Parcelen ' des Gerbervereins
und des A . D . Debbe Behufs Verbreiterung des fraglichen Fußwegs unter Erpro -

priationspflicht gestellt werden , und hat in Erwartung einer zustimmenden Erklärung
des Senats zu Mitgliedern der Vermittelungsdeputation erwählt die Herren :

Richter Heineken , I . F . Kaufmann, Ferd . Dnckwitz , I . H . Weylanb ,
I . C . Asendorpf und F . G . Liibben .

Daneben wünscht sie, daß die berichtende Deputation darüber berathe , ob sich
die Herstellung einer Futtermauer an Stelle der Dossirung des Bahndamms vom
Deiche bis zum Bahnhofsgebäude empfehle , und ersucht dieselbe , darüber unter Bei¬

fügung eines Kostenanschlags zu berichten .

Mittheilung des Senats an die Bürgerschaft
v om 20 . December 1871 .

1 . Areal für einen neuen Begräbnitzplatz .
Auch der Senat erklärt sich mit dem Ankauf des Areals an der Rhiens -

bergerstraße von Jsaac Post Witwe zum Preise von 55,000 Thalern unter den
von der Deputation in ihrem Berichte vom 8 . November mitgetheilten Bedingungen
im Uebrigen einverstanden , er hat indeß bei der am Schlüsse angeführten Clausel insofern
Bedenken finden müssen , als dieselbe in ihrer bisherigen Fassung dem Staate eine

zu weit gehende und durch das Interesse der Verkäuferin kaum gebotene Verpflichtung
aufzuerlegen schien . Nachdem jedoch auf seine Veranlassung diese Clausel jetzt wie

folgt abgeändert worden ist :
die Frau Verkäuferin macht bei diesem Verkaufe zur Bedingung , daß
auf dem verkauften Areal innerhalb der nächsten fünfzig Jahre keine
Gasanstalt , Fabrik - oder Wirthschaftsanlagen errichtet werden dürfen ,

hat er den definitiven Abschluß des Kaufvertrags angeordnet . Den von der Bür¬
gerschaft ausgesprochenen Wunsch in Betreff der Ausführung der Anlage wird er
der Deputation zur Berücksichtigung empfehlen .

2 . Bereinigung des Stadtwerders mit der Stadt Bremen .
Indem der Senat der Bürgerschaft einen diese Vereinigung empfehlenden

Bericht der Deputation für die Verwaltung der öffentlichen Grundstücke nebst dem
Entwürfe des eventuell zu erlassenden Gesetzes mittheilt , erklärt er sich seinerseits
mit dem Antrage der Deputation einverstanden .

Nur wird im H . 1 des Gesetzentwurfes statt der Worte : „ und dem Kirch¬
spiel St . Martini zugewiesen " richtiger zu setzen sein : „ und dem achten Gemeinde¬
bezirke der Stadt Bremen zugewiesen "

, da in dem vorliegenden Falle es sich nicht
um die aus kirchenrechtlichen Wege zu ordnende Bestimmung des Pfarrverbandes ,
sondern nur um Einordnung in einen Bezirk der politischen Stadtgemeinde handelt .
Mit dieser Modification beantragt der Senat die Genehmigung des Gesetzentwurfs
Seitens der Bürgerschaft .
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3 . Vermehrung des Eisenbahnbetriebsmaterials .
Indem der Senat der Bürgerschaft den anliegenden Bericht der Eisenbahn¬deputation zugehen läßt, erklärt er sich mit dem darin enthaltenen Antrage, fürVermehrung des Eisenbahnbetriebsmaterials fernere 30,064 Thaler Courant zurVerfügung zu stellen, einverstanden .
4 . Anschaffung von Güterwagen für bremische Rechnung.
Dagegen behält er sich über den nebigen Bericht derselben Deputation , inwelchem eine Anschaffung von Eisenbahngüterwageu für bremische Rechnung in An¬regung gebracht wird, seine Erklärung noch vor .

'

5 . Buchhalter beim Bau - , Eisenbahn - und Häsendepartement .
In Betreff dieses Gegenstandes tritt der Senat dem Beschlusse der Bürger -

schaft bei .

6 . Expropriation beim Neustadtsbahnhos .
Auch der Senat spricht die Expropriationspflicht dem Antrage der Deputationgemäß über die bezeichneten Grundstücke hiemit aus und hat die Herren Senator

Weillhagen und Senator Albert Grömng zur Vermittlungsdeputation committirt.Wegen der Futtermauer hat er die Deputation zum Bericht aufgefordert.

Anlage I
zur Mittheilung des Senats

vom 29 . December 1871 .

Bericht
der Deputation für die Verwaltung der öffentlichen Grundstücke, betreffenddie Bereinigung des Stadtwerders mit der Stadt Bremen .

Nach tz 2 der Landgemeinde -Ordnung vom 28 . December 1870 muß jedesGrundstück und jedes Haus im Landgebiet in Beziehung auf die öffentlichen Ver¬hältnisse einer Gemeinde angehören . War dies hinsichtlich
° eines Grundstücks bishernicht der Fall, und ist es zweifelhaft , zu welcher Gemeinde dasselbe hinfort zu rechnensei, so kommt Z 7 des genannten Gesetzes zur Anwendung , nach welchem der Senataus Antrag der Betheiligten, „ oder sonst im Falle des Bedürfnisses "

, den örtlichenUmfang einer Gemeinde feststellen soll.
Diese Bestimmungen würden auch auf den dem Staate oder der Stadt Bremen

gehörenden Stadtwerder anzuwenden sein, da nicht füglich bezweifelt werden kann,daß derselbe bis jetzt zum Landgebiete gehört . Auch dieses Grundstück, welches einenSteuerwerth von beinahe 200,000 Thalern darstellt, würde also in Beziehung aufdie öffentlichen Verhältnisse irgend einer Landgemeinde angehören und zu deren
Gemeindesteuern und sonstigen Lasten beitragen müssen ; nur „ die zum unmittelbarenGebrauch des Staats dienenden Gebäude und Grundstücke"

, in diesem Falle die
Wasserleitungs-Anlagen, würden davon befreit sein.Es liegt auf der Hand, daß diese Anwendung der gesetzlichen Vorschrifteneine große Unbilligkeit sein würde . Es würde dem Staat ein unbilliger Nachtheil,der begünstigten Landgemeinde aber ein ebenso unbilliger Vortheil zugefügt werden .Denn der Werder — abgesehen von einigen kleineren Theilen, von welchen weiterunten die Rede sein wird — hat bisher niemals zu irgend einer Landgemeindegehört, und es spricht auch nicht der mindeste Billigkeitsgrund dafür, daß er einer
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solchen zugetheilt werde . Nach den örtlichen Verhältnissen, wie sie sich aus der Karte
von selbst ergeben , könnte hierbei nur die Gemeinde Habenhausen in Frage kommen,
und in der That hat diese neuerdings den Anspruch erhoben , daß der Staat als
Eigenthümer des Werders zu ihren Gemeindelasten beitragen müsse. Sie kann zu
Gunsten dieses Anspruchs jedoch nur den Umstand ansühren , daß der Werder im
Cataster zu ihrer Feldmark geschlagen ist, einen Umstand , welcher deshalb Nichts
beweist, weil die Cataster-Karten und Register nie dazu bestimmt waren-, über den
Umfang der Gemeindebezirke zu entscheideu, und weil Niemand anzugeben vermag,
aus welchem Grunde damals so verfahren sei ; wahrscheinlich ist es nur deshalb
geschehen , weil die Catasterbeamten den Werder eben nicht anders in ihren Verzeich¬
nissen unterzubringen wußten. Dagegen widerstreiten dem Anspruch der Habenhauser
die gewichtigsten Thatsachen , namentlich

1 ) daß im Hinblick auf die Art, wie überhaupt Feldmarken sich gebildet haben,
schlechterdings nicht abzusehen ist , auf welche Weise der Werder, von jeher Eigenthum
der Stadt , ein Theil der Habenhauser Feldmark geworden sein sollte ;

2) daß der Hirt aus dem Werder in St . Martini (nicht etwa in Habenhausen
oder St . Pauli ) eingepsarrt ist ;

3 ) daß in Betreff der Abwässerung und der Wege keine Gemeinschaft zwischen
dem Werder und der Habenhauser Feldmark besteht oder jemals bestanden hat ;

4) daß der Werder immer sein eigenes Schüttrecht gehabt, die Gemeinde
Habenhausen ein solches nie aus demselben ausgeübt hat ;

5) daß der Werder nicht zum Habenhauser Jagdbezirk gehört ;
6) daß in allen Verhandlungen, welche früher zwischen der Stadt und der

Gemeinde Habenhausen stattgefunden haben , und in welchen der Strom - und Deich-
verhältnisse wegen der Werder oft erwähnt wird, nie die geringste Andeutung vor¬
gekommen ist , als ob derselbe möglicher Weise zu dieser Gemeinde gehören könnte,
daß vielmehr ganz offenbar bis zu diesem Jahre die Habenhauser so wenig wie irgend
Jemand sonst im Entferntesten daran gedacht haben .

Wenn nun aber für die Zukunft vermieden werden soll, daß der Werder den
angeführten Bestimmungen der Landgemeinde -Ordnung zufolge irgend einer Gemeinde
zugetheilt , und damit der Staatscasse eine durchaus unbillige Last aufgebürdet werde ,
so ist dazu das einzige Mittel, den Werder vorn Landgebiete zu trennen und mi der
Stadt zu vereinigen . Diese Vereinigung ist auch in jeder Beziehung völlig unbedenklich,
nur wird es zweckmäßig sein, ausdrücklich festzustellen, daß die Consumtionslinie
dadurch nicht geändert werden solle.

'
Von dem bisher Gesagten ist, wie bereits bemerkt , eine Ausnahme zu machen

in Betreff einiger kleinen Theile des Werders . Dies sind :
1 ) die kleine Parcele am Weserdeiche Cataster No . V 9 b , welche durch einen

Graben (den s . g . alten Rathsgraben ) von dem übrigen Werder getrennt ist und
ihrer Lage nach offenbar zur Gemeinde Neueland und Buntenthorssteinweg gehört,

2) die „ Freien Bullen"
, im Cataster bezeichnet mit No . I 544 8 , II 176 ,

III 343 u , b , 344 , 345 , IV 83 , 84 , 85 , welche von Habenhauser Ländereien um¬
schlossen und vonl übrigen Werder getrennt sind und ihrer Lage nach offenbar zur
Feldmark Habenhausen gehören ,

3 ) der „Heukamp "
, Cataster No . IV 6 , welcher zwar an den übrigen Werder

angrenzt, aber doch durch den Habenhauser Abzugsgraben, der sonst die Grenze bildet,
von demselben getrennt ist und daher ebenfalls zu Habenhausen zu gehören scheint.

Um den betheiligten Landgemeinden nicht zu nahe zu treten , empfiehlt es sich ,
diese Parcelen von der Vereinigung mit der Stadt auszunehmen .

Demgemäß erlaubt sich die Deputation , den beiliegenden Gesetzentwurf zur
verfassungsmäßigen Beschlußnahme vorzulegen .

Die Deputation für Verwaltung der öffentlichen Grundstücke ,

(gez .) Albert Gröning . (gez .) Steinhäuser .
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Unter -Anlage
zur Anlage I . der Mittheilung des Senats

vom 29 . December 1871

Entwurf
eines Gesetzes über die Bereinigung des größten Theils des Stadtwerders

mit der Stadt Bremen .

Der Senat verordnet hiermit im Einverständniß mit der Bürgerschaft das
Folgende:

8- 1 -
Der Stadtwerder , mit Ausnahme der im Z , 2 genannten Parcelen , wird mitder Stadt Bremen vereinigt und dem Kirchspiel St . Martini zugewiesen.

IV .

8 - 2 .
Die im Cataster mit Nr . I . 544 .V . 8 . , II . 176 , III . 343 a . 6 . , 344 , 345 ,6 , 83 , 84 , 85 und V . 9 l>. bezeichneten Parcelen sind von der Vereinigungmit der Stadt Bremen ausgeschlossen und bleiben Theile des Landgebiets .

8 - 3 .
Die Consumtionslinie soll durch dieses Gesetz nicht verändert werden .
Beschlossen Bremen in der Versammlung des Senats am

und publicirt

Anlage II
zur Mittheilung des Senats

vom 29 . December 1871 .

Üericht der Deputation für Häfen und Eisenbahnen,
die Vermehrung des Betriebsmaterials auf den Eisenbahnen betreffend.

Zu dem Berichte der Deputation vom 8 . November , in welchem der bremische
Antheil an dem im Extraordinarium behufs Anschaffung von Betriebsmitteln auf
1,204,435 Thlr . angesetzten Betrag sich auf 109,907 Thlr . 3 Sgr . 1 Pf . stellte,
ist nunmehr nachzutragen , daß die Eifenbahndirection den hiesigen Eisenbahn -Commissar
benachrichtigt hat , daß zu dieser Summe im Ordinarium noch 329,465 Thlr . kommen
würden . Der Antheil Bremens an der Gesammtsumme von 1,533,900 Thlrn . stellt
sich mithin zu 9 l 2 ö 2/ ig,gyg pCt . aus . .. Thlr . 139,971
Davon sind bewilligt . „ 109,907
und würden daher noch . Crt . -Thlr . 30,064
nachzubewilligen sein . Jegliche Vermehrung der Betriebsmittel kann nur erwünscht
sein, und beantragt daher die Deputation auch diesen Nachtrag von 30,064 Thalern
Courant für Betriebsmittel zu genehmigen.

Die Deputation für Häfen und Eisenbahnen .

(gez . ) Duckwih . (gez .) H . H . Schröder .
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Anlage HI .
zur Mittheilung des Senats

vom 29 . December 1871 .

Bericht
der Deputation für Häfen und Eisenbahnen , betreffend Beschaffung von

Güterwagen für bremische Rechnung .

In ihrem Berichte vom 8 . v . M . erlaubte die Deputation sich die Andeutung ,
daß sie in Kurzem im Stande sein werde , über weitere Maßregeln zur Abhülfe der
von dem Mangel an Transportmitteln herrührenden Stockungen im Eisenbahnverkehr

zu berichten und Anträge zu stellen , und nimmt sie nunmehr Veranlassung , auf diesen
Gegenstand zurückzukommen .

Schon seit geraumer Zeit unterliegt die früher gewohnte Regelmäßigkeit in
der Güterbewegung durch die Eisenbahnen Störungen , die dem Handel Bremens wie
dem des Inlandes erhebliche Nachtheile bringen und zu Klagen führen , deren Berech¬

tigung von Niemandem angezweifelt , die vielmehr von den betheiligten Behörden als
vollkommen begründet anerkannt werden , insoweit sie sich auf die augenblickliche , so
ungünstige Lage der Verkehrsverhältnisse beziehen . Dem außerordentlichen , so sehr
erfreulichen Aufschwünge des Geschäftes ist die Leistungsfähigkeit der Eisenbahnen in

Beziehung auf das erforderliche Betriebsmaterial offenbar nicht mehr gewachsen
Bei der Beurtheilung dieser Thatsache darf man indeß nicht außer Acht lassen ,

daß die seit Ansang des verflossenen Jahres auf Grund älterer Lieferungsverträge
in großem Maße vor sich gehende Einstellung von Lokomotiven und Wagen bald
nach dem Ausbruch des Krieges ins Stocken gerieth , weil bei der ungewissen Dauer
des Krieges alle für diesen Zweck aufzuwendenden Mittel zurückgezogen wurden und
neue Bestellungen daher nicht ausgegeben werden konnten . Hierdurch trat eine Unter¬
brechung in der regelmäßig fortzusetzenden Vermehrung des Bctriebsmaterials ein ,
die um so empfindlicher wirkte , als der Krieg selbst eine große Menge des letzteren
verbraucht und als andererseits der Erwerb von Elsaß - Lothringen die Ausstattung
der dortigen Eisenbahnen mit umfangreichen Fuhrparks aus den Beständen der
deutschen Bahnen nothwendig machte .

Der sofortige Ersatz dieser Ausfälle und noch mehr die Anbahnung außer¬
ordentlicher Beschaffung von Betriebsmaterial blieb mit vielen Schwierigkeiten ver¬
bunden , auch nachdem der Verlauf der Ereignisse einen glücklichen Ausgang des Krieges
zuversichtlich erwarten ließ . Denn nun , und selbst bei wiederhergestelltem Frieden
sahen sich manche der bedeutenderen Bahnen , in Ermangelung der erforderlichen Geld¬
bewilligungen seitens der Landtage , nicht im Stande , ohne Verzug mit dem Abschließen
großer Lieserungsverträge vorzugehen und mußten sich darauf beschränken , nach Maß¬
gabe der ihnen hierfür aus ihrem Betriebe zur Verfügung stehenden geringen Mittel
das Nothwendigste zu ergänzen .

Die Deputation glaubt mit diesen wenigen Andeutungen an die Ursachen
erinnern zu sollen , welche jetzt , obgleich bie Zahl der auf den deutschen Bahnen
laufenden Wagen trotz aller hinderlichen Verhältnisse nie größer gewesen ist als
gegenwärtig , bei dem ganz außerordentlichen Anwachsen des Güterverkehrs zu einem
relativen Wagenmangel geführt haben , über dessen vollständige Beseitigung noch eine
geraume Zeit verstreichen wird .

Es sind inzwischen von allen Seiten die gebotenen Einschickungen für umfang¬
reiche Vermehrung des fahrenden Materials jeder Art über die gewöhnliche Beschaffung
hinaus , allerdings getroffen worden . Die Kgl . Eisenbahn - Direction in Hannover hat
einschließlich der in dem Berichte der Deputation vom 8 . Novbr . und 20 . d . M .
erwähnten Summen , zu welchen Bremen als seinen Antheil für die gemeinschaftlichen
Strecken die entsprechenden Beiträge zu leisten hat , aus den ihr von dem Handels¬
minister im Ordinarium und Extraordinarium pro 1871 und 1872 zur Verfügung
gestellten Fonds , Contracte für die Lieferung von Locomotiven , Personen - , Gepäck -
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und Güterwagen zum Betrage von ca . 2,180,000 Thalern Courant hinansgegeden , istaber der Ansicht , daß auch nach vollständiger Erfüllung dieser Contracte dem Bedarfan Transportmaterial immer noch nicht in vollem Unisange genügt sein werde . DieDireetion hat daher , so erheblich auch die zunächst zur Verwendung gelangendenMittel sind , dieserhalb schon sehr viel weitergehende Anträge gestellt und befürwortet ,deren Berücksichtigung auf dem Etat für 1872 sie aber bei den großen Anforderungen ,welche wegen Vermehrung des Betriebsmaterials aus allen Staatsbahnen an den
preußischen Landtag bis zur Höhe von etwa 25 Millionen herantreten , für aus¬
sichtslos hält .

Unter diesen Verhältnissen hat die berichtende Deputation eine von der Kgl .Eisenbahn -Direetion ausgegangene Anregung zur Anschaffung einer gewissen AnzahlGüterwagen für bremische Rechnung unv zur vorzugsweisen Verwendung im bremischen
Handelsinteresse gern entgegengenommen und sich mit der Prüfung der für eine
solche außergewöhnliche Maßregel sprechenden Gründe , beziehungsweise der Modalitäten ,unter denen die Ausführung derselben thunlich erscheinen möchte , eingehend beschäftigt .

In ersterer Beziehung pflichtet die Deputation 'der Ansicht der Kgl . Eisenbahn -
Direetion vollkommen bei , daß noch für lange Zeit der Bedarf an Transportmittelnnicht hinlänglich befriedigt sein wird . Mit der allmähligen Ablieferung aus den
gemachten Bestellungen wird das Anschwellen des zu bewegenden Güterquantums
wenigstens gleichen Schritt halten , vermuthlich aber dieselbe überholen . Die Abhülfe ,welche für die Bewältigung der Gütermassen von der Eröffnung neuer Bahnen zuerwarten ist , dürfte auch nicht von Belang sein , denn diese Bahnen sollen ja nicht
nur an der besseren Abfuhr der für den Augenblick in Betracht zu ziehenden Güter¬
mengen sich betheiligen , es wird von ihnen , die dem Handel neue Absatzgebiete aus¬
schließen , eine kräftige Förderung des Verkehrs , welche wieder eine Vermehrung des
zu transportirenden Güterquantums zur unmittelbaren Folge hat , gehofft . Diese
Erwägung trifft namentlich zu bei den für Bremen demnächst in Betracht kommenden
Eisenbahnen Ueltzen -Langwedel und Venlo - Hamburg , deren verfügbares Transport¬material ganz zweifellos für die erste Zeit ihres Betriebes nicht über das Maß des
Nothwendigsten hinausgehen dürfte

Wenn somit die Anforderungen des Verkehrs nach Transportmitteln , der
Möglichkeit , dieselben in völlig genügendem Umfange herbeizuschaffen , noch für lange
Zeit voraus sein werden , weil auf allen Handelsplätzen und bei allen Bahnen Deutsch¬
lands dieselben Verhältnisse obwalten , so drängt sich unabweisbar die Ueberzeugung
aus , daß unter der voraussichtlich ferneren Zunahme der Güterbewegung jede Maß¬
regel , die zur Abhülfe des augenblicklichen Nothstandes mag ergriffen werden , nur
ein Palliativ und ohne nachhaltigen Erfolg bleiben kann .

Mit dieser Erkenntniß ist den Bedrängnissen der Gegenwart freilich nicht
abzuhelfen ; es liegt aber in ihr die Mahnung zur Aufbietung aller Mittel , welche
fördersanst wieder zu normalen Verhältnissen zurückzugelangen geeignet erscheinen .
Die Deputotion hielt demnach dafür , es sei der gegebenen Anregung um so ernst¬
licher näher zu treten als von derselben , wenngleich keine momentane Hülfe , doch
einige Sicherheit gegen die Wiederholung ähnlicher Calamitaten für die Zukunft in
Aussicht zu nehmen sei, und als anderseits für eine nicht ferne Zeit auch die Aus¬
dehnung unserer Hafenanlagen und die hiervon zu erwartende weitere Zunahme des
Weserhandels schon jetzt zu berücksichtigen geboten sein dürfte .

Nachdem die Deputation sich im allgemeinen über die Vortheile der Ver¬
wendung eines Brennn zu eigen angehörenden Wagenparkes verständigt und in¬
zwischen der Herr Handelsminister die kgl . Eisenbahn - Direetion in Hannover zur
Eingehung eines desfallsigen Abkommens ermächtigt hatte , wurden mit der Letzteren
die einer solchen Verabredung zu Grunde zu legenden Bedingungen besprochen .

Alan ging hierbei beiderseits davon aus , daß die Anschaffung , beziehungsweise
Einstellung eines Wagenparks in den Betrieb der Hannoverschen Staatsbahn für
bremische Rechnung principiell als eine vorschußweise Leistung Bremens auf .spatere
etatsmäßige Vermehrung des Betriebsmaterials betrachtet werden soll ; daß durch die
solchergestalt von Bremen bewirkte Einstellung von Wagen sich letzteres ein vertrags¬
mäßiges Anrecht auf die , als ein Präzipuum sich darstellende außerordentliche Ver¬
wendung einer , der Zahl der eigenen Wagen gleichkommende Wagenmenge , für den

138*
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Verkehr von den Hafenplätzen sichere ; ferner verständigte man sich darüber , daß eine

Verzinsung der Anschaffungssumme aus dem Betriebe nicht zulässig sei , weil dadurch
dem betreffenden Wagenparke das charaeteristische Merkmal des abgesonderten Eigen¬

thums , auf welches das Anrecht auf ein Präzipuum beruhe , abhanden kommen würde

und daß daher die Nutzbarmachung des Kapitals aus die von der Staatsbahn zu
vergütende Achs - resp . Zeitmiethe nach den Bestimmungen der bestehenden Wagen -

benutzungsregulative angewiesen bleiben müsse .
Der nach Maßgabe dieser Voraussetzungen festgestellte Entwurf eines Ver¬

trages würde im Einzelnen die folgenden Bestimmungen enthalten , welche die De¬

putation , soweit das erforderlich erscheint , durch einige Erläuterungen begleitet .

1 . Bremen stellt Behufs der Beschaffung von Güterwagen der hannover -

schen Staatsbahn die Summe von Crt . - Thlr . 500,000 zur Verfügung .
Der für diese Summe anzuschaffende Wagenpark wird sich nach einer An¬

heimgäbe der Königl Eisenbahn -Direction aus etwa 391 Stück offene und 105 Stück

bedeckte, oder Falls hierfür vielleicht ein anderes Verhältniß von VZ zu Vs beliebt

würde , aus etwa 320 offene und 158 bedeckte Güterwagen belaufen , wobei eine Er¬

höhung oder Verminderung der zu Grunde gelegten Preise eine entsprechende Aen¬

derung dieser Ziffern bedingt .
Da von der Zahl der Wagen das Präzipuum und die Rentabilität ab¬

hängig ist , so ersucht die Deputation ihr eventuell die weitere Prüfung und Ent¬

scheidung über das angemessenere Verhältniß vorzubehalten .
2 . Die Wagen werden von der hannoverschen Staatsbahn nach den Zeich¬

nungen und denselben Bedingungen im Wege der öffentlichen Sub¬

mission beschafft , wie solche für die Verwaltung maßgebend sind .

Diese Bestimmung entspricht den üblichen Verwallungsmaximen und erscheint
im klebrigen als durchaus sachgemäß , weil die Wagen sich in allen Stücken den für
die Staatsbahn geltenden Vorschriften anpassen müssen und letzterer die genauste

Kenntniß der geeigneten Bezugsquellen beizumessen ist . Die Königl . Eisenbahn -Di¬

rection bethätigt ein so lebhaftes Interesse für die thunlichst rasche Einstellung der

Wagen , daß man in dieser Beziehung sich ihrer Fürsorge versichert halten darf .
Wenn , was sehr wünschenswert ) sein würde , ein bestimmter Termin für die Be¬

schaffung der Wagen nicht in Aussicht gestellt werden kann , so will die Deputation

wiederholt darauf hinweisen , daß der Zweck des Unternehmens nicht sowohl für den

Augenblick als vielmehr für eine längere Dauer vorgesehen ist .
3 ) Die Einzahlung der oben genannten 500,000 Thaler Crt . erfolgt je

nach der Anlieferung der Wagen Seitens der Lieferanten nach vorgän -

giger Requisition an die Eisenbahndirection in Hannover .
4 ) Die Wagen werden Seitens der hannoverschen Staatsbahn ganz wie die

eigenen Wagen behandelt und gehen dieselben zunächst soweit in den

Wagenpark der hannoverschen Bahn über , als über sie ganz in derselben

Weise dispvnirt wird , wie über die eigenen Wagen .
Es ist dies eine Gegenseitigkeitsbestimmung , die , während sie der hannoverschen

Staatsbahn ein Recht verleiht , für Bremen die Zusicherung einer Behandlung und

Verwendung seiner Wagen wie die der Staatsbahn gewährt , und ein Mehr kann

füglich nicht beansprucht werden .
5) Das Eigenthumsrecht an den einzelnen Wagen verbleibt jedoch Bremen ,

soweit nicht nach Nr . 8 der Erwerb Seitens der Staatsbahn bewirkt

wird , mit der Beschränkung , daß die Wagen nur mit Zustimmung der

Staatsbahn aus oeren Betriebe zurückgezogen werden können .

Wenngleich es bei der , diesem event . Uebereinkommen zu Grunde liegenden

Absicht kaum vorauszusetzen ist , daß bremischerseits eine anderweitige Verwendung

dieser Wagen werde gewünscht werden , so ist doch die Anbahnung einer solchen auf

dem Wege der Verhandlung durch den Schlußsatz vorstehender Bestimmung offen

gehalten .
Dagegen begründet sich auf eine genaue Präcisirung des Eigenthumes der

Wagen das Anrecht auf ein Präzipuum an Betriebsmitteln , welches dem bremischen

Handelsinteresse zugeführt werden soll und wie es im Folgenden vorgesehen ist .
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6 ) Die hannoversche Staatsbahn verpflichtet sich auf der Strecke Brcmer -
Haven - Geestcmünde - Bremen zu Gunsten des Handels der Wcserhäfcn
als Präzipuum täglich eine , nach Verhältniß der in Nr . 1 festgesetzten
Beschaffung zu regulirende Anzahl von bedeckten und offenen Wagen
zum regelmäßigen Versand bei vorliegendem Bedürfniß zur Verfügung
zu stellen .

Bei dieser Leistung ist ein durchschnittlicher Wagenturnus von fünf
Tagen angenommen . Im Falle der Wagenturnus sich vergrößert , tritt
eine entsprechende Verringerung des zugesicherten Prücipuums ein .

Das Präcipuum wird bei einem durchschnittlichen Wagenturnus von fünf
Tagen aus etwa 93 bis 96 offenen und bedeckten Wagen , je nach dem Beschaffungs¬
verhältniß täglich bestehen ; bei einer Vergrößerung des Wagenturnus , d . h . wenn
die Wagen für weite Entfernungen , z . B . nach Baieru , dem Elsaß u . s . w in An¬
spruch genommen werden , tritt eine verhältnißmäßige Verringerung des im Präci¬
puum zu stellenden Wagenquantums ein .

Bei der der Eisenbahnverwaltung obliegenden pflichtmäßigen , entsprechenden
Berücksichtigung des andcrweiten Verkehrs der Staatsbahn , ist es derselben nicht
möglich für den specifisch bremischen Verkehr eine ausnahmsweise Begünstigung durch
Stellung einer über das Antheilverhältniß der Strecke WunstorflBremerhaveu an
dem gesammten Betriebsmaterial erheblich hinausgehende Wagenmenge zu gewähren .
Anders liegt es , wenn und so lange Bremen auf einen vorab eingestellten , ihm zu
eigen angehörenden Fuhrpark verweisen kann ; dieser Vortheil ist nicht zu unter¬
schätzen bei dem bekannten Mißverhältniß zwischen unserm Import und Export ,
welches die Heranziehung unbeladener Wagen zur regelmäßigen Nothwendigkeit macht ,
und bei den schwierigen Verhältnissen der Güterbewegung zwischen Bremen und den
Hasenplätzen znr Zeit der gesperrten Schiffsahrt , wie sie sich alljährlich wiederholen .

7) Die Wagen werden dieselbe Bezeichnung wie die übrigen Wagen der
Staatsbahn , als Unterscheidungszeichen jedoch an den beiden Langträgern
noch die Inschrift „ Stadt Bremen " führen .

8) Bremen verpflichtet sich, der hannoverischen Staatsbahn auf deren Ver¬
langen das Eigenthumsrecht an den Wagen beziehungsweise eines Theils
derselben gegen Zahlung der unter No . 9 aufgeführten Vergütungen
abzutreten . Dagegen verpflichtet sich andererseits die Eisenbahndirection
für den Erwerb der Wagen in den gemeinschaftlichen Betrieb der
Staatsbahn die für die regelmäßige Erneuerung an offenen und be¬
deckten Güterwagen der gleichen Beschaffenheit wie die für bremische
Rechnung angeschafften Wagen im Ordinarium und Extraordinarium
der jährlichen Etats festgesetzten Summen zu verwenden .

Die Eisenbahn -Direction in Hannover hält dafür , daß auf dem Wege
der gewöhnlichen Erneuerung des Betriebsmaterials und des Extracredites ein baldiger
Uebergang der Wagen in den gemeinschaftlichen Betrieb gesichert sei, den zu be¬
schleunigen sie überdies ein finanzielles Interesse habe in Rücksicht auf die hohe Ver¬
zinsung des Capitals durch die Wagenmiethe und die für sie nicht bequeme Pflicht
der Gewährung des Präcipuums .

9) Der bisherige Eigenthümer erhält in diesem Falle von den Beschaffungs¬
kosten der Wagen zunächst V» als Werth des alten Materials vergütet .
Sodann werden von den übrigen Vs der Beschaffungskosten soviel
* 2 » Theile in Abzug gebracht , als der Wagen bei der Uebernahme
Jahre alt ist und kommt nur der verbleibende Rest zur Erstattung .

Bei diesem Erstattungsmodus ist von der Voraussetzung ausgegangen , daß
der Materialwerts , des Wagens , zu 4 s der Beschaffungskosten angeschlagen , ein
bleibender sei, der Wagen selbst aber nach 25 Jahren als dienstunbrauchbar aus -
rangirt werde und daß daher jährlich ^ 2 ,; von ^ 5 der Beschaffuugskosten für Ab¬
nutzung anzusetzen sei . Bei einem Zinsfüße von 5 ° ö würde somit die Abminderung
des Werthes dieses jährlich zu 4 » o , und über das ganze BeschasfungScapital
vertheilt zu 32/5 in Rechnung zu ziehen sein .

10 ) In demselben Maaße als die Uebernahme der Wagen seitens der
Staatsbahn erfolgt , verringert sich die Zahl der ^ nb 4 als Präcipuum
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zu stellenden Wagen . Es erlischt diese Verpflichtung überhaupt nach

stattgehabter Uebernahme sämmtlicher Wagen .

11 ) Für die Ueberlassung der Wagen , soweit solche nicht in das Eigenthum
der Eisenbahnverwaltung übergegangen sein werden , zahlt die Staats¬

bahn an Bremen eine Achs - resp . Zeitmiethe nach den Bestimmungen
der sür die einzelnen Strecken , welche die Wagen durchlaufen , bestehenden
Wagenbenutzungsregulative .

Aus den hannoverschen Bahnen wird diejenige Vergütung zu Gunsten
Bremens berechnet , welche nach dem Wagen - Regulative des Vereins

deutscher Eisenbahnen für fremde Wagen zu vergüten ist .

Wenn die berichtende Deputation den Werth der vorgeschlagenen Uebereinkunft

vorzugsweise in den dem Handel damit zugesührten Vortheilen erblicken muß , so ist

sie doch auch zugleich versichert , daß dem Staate aus derselben nicht nur kein Nach¬

theil , vielmehr ein , unter Umstanden sehr günstiges finanzielles Resultat erstehen wird .

Schon mehrfach ist darauf hingewiesen , daß eine feste Verzinsung und Amortisation
des Beschasfungscapitals aus den gemeinschaftlichen Betriebsauskünften die Ausrecht -

haltung . des Präcipuums nuthunlich mache , es würden dann die Wagen in den Fuhr¬

park der Eisenbahn übergehen müssen und Bremen dann als Gläubiger nicht als

Eigenthümer erscheinen . Für den beabsichtigten Zweck ist demnach die Verzinsung
und Amortisation lediglich durch die proponirte Vergütung von Achs - und Zeitmiethe

nach den dafür bestehenden Wagenbenutzungsregulativen zwischen den deutschen Eisen¬

bahnverbänden statthast . Die Deputation wird es unterlassen dürfen , im Einzelnen
auf die sehr minutiösen Bestimmungen dieser Regulative naher einzugehen .

Die Deputation hat aber aus den Geschäftsberichten der hannoverschen Staats¬

bahn sür 1869 , 1870 die erforderlichen Daten sür eine Rentabilitäts - Berechnung

sc öpsen können , aus der sich ergiebt , daß durch die Vergütung sür Wagenmiethe
nicht nur die Aufbringung von ü « « Zinsen , 327 , 0

, , Amortisation und durchschnitt¬

lich Z3/öv q sür Reparaturkosten aus das Baschasfungscapital von 500,000 Thalern als

ganz gesickert , sondern auch noch einen weiteren nickt unerheblichen Procentsatz als

Gewinn des Unternehmens in Aussicht zu nehmen berechtigt erscheint . Es ist in

dieser Berechnung nicht Rücksicht darauf genommen , daß die Reparaturkosten sür Wa¬

gen in oen ersten Jahreü der Einstellung erheblich unter dem Durchschnitt , der dafür

angenommen ist , bleiben .
Die kgl . Eisenbahndirection in Hannover , die auch über diesen Punkt mit

dankenswerther Bereitwilligkeit jede gewünschte Auskunft ertheilt hat , bemerkt hierzu ,
daß das Verhältniß (der Zahlung von Wagenmiethe für fremde Wagen ) sür die

Eisenbahnverwaltung höchst ungünstig und mit ein Grund sei , weshalb im Allgemeinen
die Eisenbahnverwaltungen die Einstellung fremder Güterwagen von Privateigen -

thümern ungern sehen und sich jedenfalls das Recht beliebigen Ankaufs reserviren .

Nach Ansicht der Deputation würden die Capitalrückzahlungen bei allmähligem

Uebergange der Wagen in den gemeinschaftlichen Betrieb , sowie die Auskünfte aus

dem Unternehmen gesondert zu verrechnen sein .

12 ) Bremen erstattet die der Staatsbahn erwachsenden Selbstkosten für Unter¬

haltung und Reparaturen der Wagen , sowie auch die nach den betr .

Wagenregulativen an fremde Verwaltungen dafür zu erstattenden Beträge .

In Betreff der Beschädigung der Wagen sind die in den Wagen¬
regulativen aufgestellten Grundsätze maßgebend und für den Eigenthümer
verbindlich .

Diese Bedingungen erscheinen sachgemäß , weil die diesseitige Uebernahme der

Unterhaltungs - und Reparaturkosten der Art des einzugehenden Verhältnisses ent¬

spricht , weshalb das Anerbieten der Staatsbahn , dieselben gegen Erstattung der

Selbstkosten zu beschaffen , gern acceptirt werden mag , und weil für den bremischen

Fuhrpark die in dieser Beziehung in den Wagenregulativen der deutschen Eisenbahn¬
verbände ausgestellten Grundsätze eben wohl verbindlich werden müssen .
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Die Deputation , welche aus den von ihr hervorgehobenen Gründen die Be¬schaffung von Güterwagen für bremische Rechnung als eine den Umständen nachzweckmäßige, im Vorausblick auf die Zukunft selbst als eine im Interesse des bremi¬schen Handels zu ergreifende nothwendige Maßregel erachtet, hält auch die für dieeventuelle Ausführung derselben vereinbarten Stipulationen nach jeder Richtung hinfür angemessen und dem Zwecke entsprechend, und beantragt daher :
1 ) sie zum Abschluß eines Vertrages mit der kgl . Eisenbahn -Direction inHannover wegen Einstellung eines auf alleinige bremische Rechnung zubeschaffenden Güterwagenparks in den Betrieb der hannoverschen Staats¬bahn , nach Maßgabe der vorstehend skizzirten Bedingungen , zu er¬

mächtigen,
2) zur Ausführung dieses Vertrages die Summe von 500,000 Crt,»^ zubewilligen und ihr zur Verfügung zn stellen.

Die Deputation für Häfen und Eisenbahnen

(gez. ) Buff . (gez .s H. H. Schröder-

dieter RegulativeM mW,
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Druckfehler : Die Bezeichnung der Seitenzahlen ist, von Seite 486 an , insofern ver¬
druckt , als die auf diese folgende Seite die Ziffer 48S trügt , während sie die Ziffer 487 tragen
müßte

'
; zwischen Seite 486 und 489 fehlt mithin kein halber Bogen.

139 *
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